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Betreff:

Urteil zur Standplatzpflicht für Taxis – Auswirkungen auf Wiesbaden
- Antrag der SPD-Fraktion vom 29.01.2020 -

Antragstext:

Mit Blick auf eine Münchner Regelung hat das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig entschieden 
(Urteil vom 22.01.2020, Az.: 8 CN 2.19), dass das Personenbeförderungsgesetz nicht zum Erlass 
einer Rechtsverordnung ermächtigt, die gebietet, dass Taxis nur an behördlich zugelassenen 
Stellen (Standplatzpflicht) bereitgehalten werden dürfen. Auch in der aktuellen Taxenordnung der 
Landeshauptstadt Wiesbaden vom 01. Dezember 2010 gilt nach § 2 (1) eine entsprechende 
Rechtsvorschrift, deren Nichteinhaltung nach § 6 (3) mit einer Geldbuße von bis zu 10.000 € 
geahndet wird. 

Der Ausschuss für Bau, Planung und Verkehr möge beschließen:

1. Der Magistrat wird gebeten zu berichten, welche Auswirkungen das oben genannte Urteil 
auf die Taxenordnung der Landeshauptstadt Wiesbaden hat. Ist die Regelung in 
Wiesbaden davon betroffen und dementsprechend rechtswidrig?

2. Sollten die Vorschriften in Wiesbaden ebenfalls für unwirksam betrachtet werden, wird der 
Magistrat beauftragt diese entsprechend anzupassen und die Möglichkeiten einer Neu-
Strukturierung der Standplätze zu prüfen und zur Beschlussfassung vorzulegen.

Wiesbaden, 29.01.2020

Dr. Gerhard Uebersohn Giang Vu
Fachsprecher Fraktionsreferent
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